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 Kapitel 1 

 Einleitung 

„Die Europäisierung des Rechts ist das Thema der Stunde“, schrieb 2003 
Rainer Wahl.1 Auch wenn sich angesichts der Vielgestaltigkeit rechtswissen-
schaftlicher oder auch nur verwaltungsrechtswissenschaftlicher Fragestellun-
gen an der Existenz des einen Themas zweifeln lässt und sich die im Zusam-
menhang mit der Europäisierung analysierten Entwicklungstendenzen zwi-
schenzeitlich verschoben haben,2 hat sich an dem grundsätzlichen Befund 
ihrer besonderen Bedeutsamkeit wenig geändert.3 Schlagwortartig bildet den 
Untersuchungsschwerpunkt dieser Arbeit die Europäisierung des deutschen 
Verwaltungsprozessrechts. Die Auswirkungen der Europäisierung und die 
daraus entwickelten Anfragen an das Verwaltungsprozessrecht sind bei der 
Analyse des Verhältnisses zwischen Verwaltungsgerichtsbarkeit und Verwal-
tung bedeutsam, da diese zuvor nur aus der Perspektive des nationalen Rechts 
darüber geführte Diskussionen beeinflusst haben oder in diese aufgenommen 
wurden.4 Insbesondere die Bedeutung des Verfahrensrechts bzw. die verwal-
tungsgerichtliche Kontrolle entsprechender Verstöße sowie die dogmatischen 
Figuren der subjektiven öffentlichen Rechte und der Kontrolldichte der Ver-

                                                           
1 R. Wahl, DVBl. 2003, 1285. 
2 Zu den verschiedenen, ausgemachten Phasen der Europäisierung U. Mager, Die Ver-

waltung, Beiheft 10 2010, 11 (12); dem folgend W. Kahl, NVwZ 2011, 449; T. Siegel, 
Europäisierung des Öffentlichen Rechts – Rahmenbedingungen und Schnittstellen zwi-
schen dem Europarecht und dem nationalen (Verwaltungs-)Recht, 2012, Rn. 68; eine „the-
matisch[e] Dominanz des Europäisierungsthemas im Verwaltungsrecht Mitte der 1990er 
Jahre“ sieht M. Ruffert, § 17 Rechtsquellen und Rechtsschichten des Verwaltungsrechts, in: 
W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hg.), Grundlagen des Verwaltungs-
rechts, Bd. 1, 2012, Rn. 8 m. w. N. 

3 Vgl. etwa T. Siegel, Europäisierung des Öffentlichen Rechts, passim; E. Schmidt-
Aßmann, Kohärenz und Konsistenz des Verwaltungsrechtsschutzes – Herausforderung 
angesichts vernetzter Verwaltungen und Rechtsordnungen, 2015, passim; A. von Bogdandy, 
Internationalisierung der deutschen Rechtswissenschaft, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-
Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 137 ff. 

4 H.-H. Trute, Die konstitutive Rolle der Rechtsanwendung, in: H.-H. Trute/T. Groß/H. 
C. Röhl/C. Möllers (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 2008, S. 220; zum Wandel von 
schon bestehenden nationalen Debatten im Zivilrecht durch die Europäisierung R. Wahl, 
Europäisierung: Die miteinander verbundene Entwicklung von Rechtsordnungen als gan-
zen, in: H.-H. Trute/T. Groß/H. C. Röhl/C. Möllers (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 
2008, S. 882 mit Fn. 47. 



2 Kapitel 1: Einleitung  

waltungsgerichtsbarkeit werden in dieser Hinsicht näher betrachtet. Holz-
schnittartig umschrieben lauten die vielfach gestellten und untersuchten Fra-
gen, welche Anforderungen das europäische Recht (zulässigerweise) an die 
nationale, d. h. die deutsche Rechtsordnung stellt und durch welche dogmati-
schen Konstruktionen etwaige Veränderungsanforderungen zu verarbeiten 
sind bzw. verarbeitet werden können. Mit dieser Perspektive der Fragestel-
lung mögen Vorannahmen verbunden sein, die es zu reflektieren gilt. 

Mit der Schaffung der Institutionen der Europäischen Union sind deutlich 
sichtbar Akteure entstanden, die neben die aus dem Kontext des National-
staats bekannten Akteure treten und deren Handlungen als Recht bzw. 
Rechtsordnung zueinander in Beziehung gesetzt werden.5 Die sprachliche 
Wendung der „Europäisierung“6 lässt sich als Bezeichnung eines Vorgangs7 
verstehen, der auf ein oder mehrere Bezugsobjekte gerichtet ist. Dabei er-
scheint die Konstituierung der Bezugsobjekte oder die Annahme ihrer Exis-
tenz als dem gekennzeichneten Vorgang vorausgehend. Auch unter dem über-
greifenden Verständnis der Rechtsordnung als einheitlich zu konstruierender 
Verbund8 lässt sich mit der Begrifflichkeit der Europäisierung (jedenfalls 
auch) über Teilelemente der Rechtsordnung kommunizieren,9 denen als Ei-
genschaften zugeschrieben werden, dass sie (zuvor) existieren und dass es zu 
Veränderungen kommt, die sich auf diese Teilelemente beziehen. Mit anderen 
Worten lässt sich in einer ersten Annäherung mit der sprachlichen Wendung 
der Europäisierung der Gedanke verbinden, dass eine (Teil-)Rechtsordnung 
mit bestimmten Eigenschaften existiere und es im Hinblick auf diese zu Ver-
änderungen komme. Richtet man also seinen Blick auf etwas, das man als die 
Europäisierung der nationalen Rechtsordnung, des Verwaltungsprozessrechts 
bzw. bestimmter Teilaspekte dessen bezeichnet, können bereits darin bewusst 
oder unbewusst Vorannahmen hinsichtlich deren Existenz mit bestimmten 
oder bestimmbaren Eigenschaften zum Ausdruck kommen. 
                                                           

5 Zur Bedeutung dieser Polyzentrik im Hinblick auf methodische Fragen H.-H. Trute, 
Die konstitutive Rolle der Rechtsanwendung, in: H.-H. Trute/T. Groß/H. C. Röhl/C. Möl-
lers (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 2008, S. 213 ff.; K.-H. Ladeur, Methodology and 
European Law – Can Methodology Change so as to Cope with the Multiplicity of the 
Law?, in: M. van Hoecke (Hg.), Epistemology and methodology of comparative law, 2004, 
S. 95 ff. 

6 Zum Begriff siehe unten Kap. 2 A.; vgl. zur Unschärfe F. C. Mayer, Die Europäisie-
rung des Verwaltungsrechts, in: P. F. Bultmann/K. J. Grigoleit/C. Gusy/J. Kersten/C.-W. 
Otto/C. Preschel (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 2014, S. 61. 

7 Insgesamt scheint die Betrachtung des europäischen Rechts stärker auch auf die Be-
obachtung von Veränderungen gerichtet zu sein, als dies bei Betrachtungen der nationalen 
Rechtsordnung der Fall ist; vgl. I. Pernice, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 225 (248 f.). 

8 Zum Gedanken des Verwaltungsverbunds unten Kap. 2 C. I. 
9 Kritisch zur „Europäisierung“ als Betrachtungskonzept, das eher durch die (umfassen-

dere) Verbundperspektive ersetzt werden sollte, dabei aber unverändert „Europäisierungs-
tendenzen“ beobachtend M. Ruffert, DÖV 2007, 761 (769). 
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Die zeitliche Abfolge der Konstituierung der Akteure und die schon beste-
hende (wissenschaftliche) Durchdringung und Systematisierung des Rechts 
im nationalstaatlichen Kontext dürften bewirkt haben,10 dass dann, wenn eine 
Frage in der deutschen Rechtswissenschaft unter dem Gesichtspunkt der Eu-
ropäisierung behandelt wird, dies häufig geschieht, indem die dem national-
staatlichen Kontext entstammenden Handlungen (bzw. deren Systematisie-
rung i. S. einer Rechtsordnung) als bestehend angenommen werden und, 
wenn sie in Beziehung zu Handlungen der europäischen Ebene gesetzt wer-
den, die Handlungen der europäischen Ebene als (verändernde) Einwirkungen 
auf die nationalstaatliche Rechtsordnung beschrieben werden. Dabei mag die 
nationalstaatliche Rechtsordnung in gewisser Hinsicht als statisch präexistent 
gedacht werden. 

Hintergrund, aber möglicherweise zugleich Einwirkungsfaktor für die 
rechtswissenschaftliche Behandlung dieses Themenkomplexes dürfte es sein, 
dass diese als Kommunikationsvorgang auf einen gewissen Bestand gemein-
samer Vorverständnisse angewiesen ist.11 D. h. die Bezugnahme auf Begriff-
lichkeiten und damit verbundene Modellvorstellungen und (dogmatsche) 
Konstruktionen, die die Rechtswissenschaft (insbesondere) anhand der Be-
trachtung der nationalen Rechtsordnung herausgebildet hat,12 ist einerseits in 
gewissem Maß Ausdruck kommunikativer Notwendigkeit. Andererseits liegt 
dieser Rückgriff – neben dem Umstand, dass es sich um einen von der natio-
nalen Rechtswissenschaft geführten Diskurs handelt – auch im Hinblick auf 
die Fragestellung nahe: Ist diese auf Verarbeitung etwa im Wege von Anpas-
sungen von Veränderungen (zumindest der Wahrnehmung) der dogmatischen 
Konstruktionen bezogen auf die nationale Rechtsordnung gerichtet, mag es 
naheliegen, dass diese Begrifflichkeiten und Vorstellungen auch bei dem 
davor liegenden Gedankenschritt der Interpretation des europäischen Rechts 
mitschwingen bzw. dafür herangezogen werden.13 
                                                           

10 Vgl. etwa A. von Bogdandy, JZ 2017, 589 (591). 
11 Vgl. H.-J. Strauch, Rechtsprechungstheorie, in: K. D. Lerch (Hg.), Recht verhandeln, 

2005, S. 492 ff.; L. Münkler, DÖV 2016, 839 (845 f.); R. Christensen/H. Kudlich, Geset-
zesbindung – Vom vertikalen zum horizontalen Verständnis, 2008, S. 151 f.; N. Luhmann, 
Die Wissenschaft der Gesellschaft, 1990, S. 16 ff.; zur Notwendigkeit der wechselseitigen 
Beurteilung von gegebenen Bedeutungserklärungen als korrekt oder inkorrekt für die 
Erzeugung von „Bedeutung“ R. Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 120 f. unter 
Hinweis u.a. auf L. Wittgenstein, Das Blaue Buch – Eine Philosophische Betrachtung (Das 
Braune Buch), 1989, S. 15 ff., 51 f. 

12 Zur Bedeutung dogmatischer Figuren für die „deutsche“ Betrachtungsweise von 
Recht K.-H. Ladeur, Methodology and European Law – Can Methodology Change so as to 
Cope with the Multiplicity of the Law?, in: M. van Hoecke (Hg.), Epistemology and meth-
odology of comparative law, 2004, S. 92 f. 

13 Zur Genese dieser Perspektive M. Ruffert, Die Verwaltung 36 (2003), 293 (296); vgl. 
auch die Beobachtung, dass die Untersuchungen entlang den Enteilung traditioneller (deut-
scher) rechtswissenschaftlicher Teildisziplinen erfolgen, F. C. Mayer, Die Europäisierung 
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In welchem Maß auch immer diese Faktoren die rechtswissenschaftliche 
Diskussion der Europäisierung des deutschen Verwaltungsprozessrechts be-
einflussen, jedenfalls handelt es sich um eine Thematik, die vielfach behan-
delt worden ist und vielfach behandelt wird.14 Dies mag nicht zuletzt an der 
insbesondere für rechtswissenschaftliche Betrachtungen attraktiven Möglich-
keit liegen, die Europäisierung als „Sonde“15 zu verwenden, um im Wege 
einer inhaltlichen Selbstreflexion „Bruchstellen des nationalen Verwaltungs-
rechts“16, aber auch des Selbstverständnisses von Rechtsanwendung als Er-
kenntnis17 offenzulegen. Die tradierte Ausrichtung der deutschen Rechtswis-
senschaft als exegetisch mit ihrer starken Ausrichtung auf die Rolle der Ge-
richtsbarkeit18 mag zu der besonderen Aufmerksamkeit19 für Veränderungen 

                                                           
des Verwaltungsrechts, in: P. F. Bultmann/K. J. Grigoleit/C. Gusy/J. Kersten/C.-W. Otto/C. 
Preschel (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 2014, S. 48; zu der aus Perspektive des 
Unionsrechts bestehenden Notwendigkeit der Verarbeitung europarechtlicher Anforderun-
gen durch die nationalen Rechts- und Gerichtssysteme und damit der Behandlung des 
Unionsrechts aus der Blickrichtung im nationalen kulturellen und sprachlichen Umfeld 
verankerter Rechtswissenschaft A. Hatje/P. Mankowski, EuR 2014, 155 (168); zur Ent-
wicklung der deutschen Europarechtswissenschaft D. Thym, EuR 2015, 671 (671 ff., 
698 ff.); vgl. etwa für das „deutsche“ Bestreben, europarechtliche Rechtssätze dogmatisch 
zu ordnen, I. Pernice, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 225 (232 f.); zur Betrahctung von 
Europadiskursen als Fortsetzung nationalstaatlicher Diskurse H. M. Heinig, VVDStRL 75 
(2016), 65 (72 f.). 

14 Neben der Fülle des hier rezipierten Materials etwa A. K. Mangold, Gemeinschafts-
recht und deutsches Recht – Die Europäisierung der deutschen Rechtsordnung in histo-
risch-empirischer Sicht, 2011, S. 21 ff., passim; F. C. Mayer, Die Europäisierung des Ver-
waltungsrechts, in: P. F. Bultmann/K. J. Grigoleit/C. Gusy/J. Kersten/C.-W. Otto/C. Pre-
schel (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 2014, S. 61. 

15 Vgl. H.-H. Trute, Herausforderungen an die Verwaltungsgerichtsbarkeit, in: S. Reich 
(Hg.), Festschrift zum 100-jährigen Jubiläum des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts, 
2002, S. 29; H.-H. Trute, Methodik der Herstellung und Darstellung verwaltungsrechtlicher 
Entscheidungen, in: E. Schmidt-Assmann/W. Hoffmann-Riem (Hg.), Methoden der Ver-
waltungsrechtswissenschaft, 2004, S. 312. 

16 M. Ludwigs, NVwZ 2015, 1327 (1332 f.). 
17 Darauf hinweisend, dass Internationalisierung und Fragmentierung des Rechts die 

Vorstellung von Rechtsanwendung als die Ableitung von Erkenntnissen aus einem dahin-
terliegenden Ganzen der Rechtsordnung an ihre Grenzen stoßen lässt, R. Christensen/H. 
Kudlich, Gesetzesbindung, S. 52; vgl. auch H.-H. Trute, Die konstitutive Rolle der Rechts-
anwendung, in: H.-H. Trute/T. Groß/H. C. Röhl/C. Möllers (Hg.), Allgemeines Verwal-
tungsrecht, 2008, S. 213 ff. 

18 Vgl. etwa R. Wahl, Herausforderungen und Antworten – Das öffentliche Recht der 
letzten fünf Jahrzehnte, 2006, S. 14; M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (72); 
O. Lepsius, Problemzugänge im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz 
(Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 63, 76 f., 87 f.; ferner zur Genese 
von Rechtsdogmatik aus (zivil-)prozessualen Grundkategorien S. Haack, Rechtstheorie 46 
(2015), 281 (289 ff.). 
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gerade in diesem Bereich führen.20 Schon die Häufigkeit der Behandlung 
entsprechender Fragen kann als Indikator dafür verstanden werden, dass es 
sich um ein die Rechtswissenschaft dauerhaft beschäftigendes Thema21 han-
delt. 

Der Ansatz dieser Arbeit liegt darin, die Entwicklung der Diskussion in der 
Vielzahl der Diskussionsbeiträge in die Behandlung des Gegenstands mitein-
zubeziehen.22 Damit soll zur Selbstreflexion23 der Diskussionen beigetragen 
werden. Selbstreflexion ist darauf gerichtet, die eigene Beobachtungspraxis 
zu beobachten, um daraus Erkenntnisse über die eigene Praxis zu gewinnen.24 
So mag die Selbstreflexion Erkenntnisse über Vorverständnisse, Entwick-
lungspfade25 – oder gar Pfadabhängigkeiten26 – und Gestaltungsoptionen zu 
Tage fördern, die als Erkenntnisse und Argumente in der weiteren Diskussion 
über die Konstruktion der dogmatischen Verarbeitung der wahrgenommenen 
Veränderungen herangezogen werden können.27 Dass die handelnden Perso-
                                                           

19 Für das Europarecht hat Thym einen Zusammenhang zwischen der Verpflichtung 
(universitärer) Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler, in der Lehre eher 
allgemein Themenbereiche zu vertreten, und damit der Neigung, auch in diesem Bereich zu 
publizieren, angenommen, D. Thym, EuR 2015, 671 (688). Diese Erwägung ließe sich auch 
auf die Bedeutung des Verwaltungsprozessrechts in der universitären Ausbildung schon im 
Hinblick auf die Ausrichtung der Staatsprüfung(en) übertragen. 

20 M. Ruffert, Die Verwaltung 36 (2003), 293 (307); vgl. beispielsweise A. Hatje/P. 
Mankowski, EuR 2014, 155 (164 f.). 

21 E. Schmidt-Aßmann, § 5 Verfassungsprinzipien für den Europäischen Verwaltungs-
verbund, in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hg.), Grundlagen des 
Verwaltungsrechts, Bd. 1, 2012, Rn. 33; auf den „beständigen Nachschub“ an interpreta-
tions- und verarbeitungsbedürftigen Rechtsänderung und insbesondere Entscheidungen des 
EuGH hinweisend D. Thym, EuR 2015, 671 (695). 

22 Vgl. die Hypothese, die Wissenschaft im Staatsrecht bestehe in „Versuche[n], aus den 
Rechtstexten, der Judikatur und dem Schrifttum Erkenntnisse über Zusammenhänge, Leit-
ideen, ein System, Argumentationsmuster zu gewinnen“, I. Pernice, Die Verwaltung, Bei-
heft 7 2007, 225 (241), wobei „gewinnen“ i. S. von „konstruieren“ gemeint sein müsste. 

23 Zur generellen Tendenz in der Rechtswissenschaft zur Selbstreflexion etwa E. Hil-
gendorf/H. Schulze-Fielitz, Rechtswissenschaft im Prozess der Selbstreflexion, in: E. 
Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 1 
m. w. N. 

24 M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (50). 
25 R. Wahl, JZ 2013, 369 (370). 
26 Zur Herkunft des Konzepts der Pfadabhängigkeit und seiner Übertragung in die 

Rechtswissenschaft L. Münkler, DÖV 2016, 839 (841 ff.). 
27 Zu Bezugspunkten von Selbstreflexion (u.a.) in Bezug auf Dogmatik M. Morlok, Die 

Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (50 f.); zur Bedeutung von Vorverständnissen für Erkennt-
nis D. Thym, EuR 2015, 671 f. Vgl. auch R. Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, 
S. 153 f.; zum Erkenntnisgewinn und zur Dynamisierung durch selbstbezügliche Betrach-
tungen H. von Foerster/B. Pörksen, Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners – Gespräche 
für Skeptiker, 2004, S. 115, 120; zur Notwendigkeit „selbstverständlich gehalten[e] An-
nahmen [und] Interpretationstraditionen“ zu reflektieren, wenn „man […] die Grenzen der 
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nen bei der Rechtsarbeit durch die Denktraditionen der Rechtsordnung, in der 
sie sozialisiert worden sind, geprägt werden und diese Traditionen als Denk- 
und Bezugsrahmen in ihren Beobachtungen Niederschlag finden, sind Aspek-
te, die zwar durchaus gesehen,28 jedoch selten expliziert und bzw. oder bei 
der Verarbeitung des europäischen Rechts reflektiert werden.29 Insofern mag 
sich in inhaltlicher Hinsicht zeigen, inwiefern die Wahl der Betrachtungswei-
se bestimmter Veränderungsimpulse, etwa aus der Perspektive bereits beste-
hender innerstaatlicher Vorstellungen und diskutierter Fragen, auf die Rezep-
tion der Veränderungsimpulse Einfluss hat. 

Ist Selbstreflexion auf Rationalisierung gerichtet und trägt zur Affirmation 
der Eigenlogik des jeweiligen Systems bei,30 mag neben diesen inhaltlichen 
Beobachtungen eine auf Beobachtung des dogmatischen Diskurses gerichtete 
Betrachtungsweise zugleich dazu führen, dass die Funktionsweise dogmati-
scher Modelle31 beleuchtet wird.32 In Ergänzung der Frage, welche Verände-
rungen der Dogmatik des nationalen Verwaltungsprozessrechts das Europa-
recht herbeiführt, gilt es, der Frage nachzugehen, wie diese Veränderungen 
herbeigeführt werden (können).33 Der Versuch, Vorhersagen darüber zu tref-
fen, auf welche Argumentationsfiguren die gerichtliche Praxis in Entschei-
dungen zurückgreifen wird bzw. welche Modelle der Wissenschaft zu deren 
Deutung sich in deren Diskursen durchsetzen werden, und dies als verbindli-
che dogmatische Erkenntnis auszugeben, ist nicht das Kernanliegen. Es gilt 
also nicht allein, das Europarecht zu beobachten und daraus Erwägungen für 
die Veränderung des nationalen Verwaltungsprozessrechts abzuleiten, die sich 
unter Bezugnahme auf vorangegangene Erörterungen dieser Frage abstützen 

                                                           
eigenen Rechtsordnung“ überschreitet, R. Wahl, Wenn zwei Grundgesetze dasselbe sagen, 
dann ist es nicht dasselbe: Verfassungsrecht in Kontexten, in: D. Grimm/A. Kemmerer/C. 
Möllers (Hg.), Rechtswege, 2015, S. 50 f.; exemplarisch etwa O. Lepsius, Problemzugänge 
im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 68 ff. 

28 Bisweilen werden in dieser Hinsicht Defizite gesehen, wenn etwa bemängelt wird, 
dass „Staatsrechtslehrer in den Mitgliedsstaaten allzu oft vergessen“, dass „eine Dogmatik, 
die im [Recht eines Mitgliedsstaates] gilt, nicht unbedingt im EU-Recht gilt“, J. Ziller, 
EuR-Beih 2012, 23 (26). 

29 Dazu und auch zu „typischen“ Betrachtungsweisen unterschiedlicher europäischer 
Rechtskulturen A. Hatje/P. Mankowski, EuR 2014, 155 (158 ff.); M. Ruffert, Die Verwal-
tung, Beiheft 7 2007, 253 (257 f.); allgemein, auch zur Veränderungen tendenziell entge-
genstehenden Sozialisation R. Wahl, JZ 2013, 369 (378). 

30 H.-H. Trute, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 115 (118). 
31 Zum Verständnis unten Kap. 1 bei Fn. 38 ff. 
32 Auf die Bedeutung der Betrachtung konkreter Rechtsbereiche und ihrer Entwicklung 

für die Ergründung grundlegender Fragen hinweisend A. Somek, Rechtliches Wissen, 2006, 
S. 120. 

33 Zur Notwendigkeit der Verschiebung von „Was-ist-Fragen“ hin zu „Wie-funktioniert-
es-Fragen“ R. Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 130, 153 jew. m. w. N. 
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lassen, sondern zugleich bewusst den Vorgang der Diskussion über diese 
Frage im Sinne einer Beobachtung zweiter Ordnung selbst zu beobachten.34 
So werden nicht „einfach Konzepte, Vorannahmen oder Theorien“ auf die 
Fragestellung angewendet, sondern diese werden zugleich35 reflektiert.36 

Man mag durch die Selbstreflexion auch für die weitere Entwicklung der 
Diskussion Hinweise darauf erhalten, welche argumentativen Möglichkeiten 
der Veränderung der Dogmatik bestehen und wie die für die Dogmatik ver-
wendete Fiktion dieser Veränderung als Erkenntnis erzeugt werden könnte.37 
Dabei soll der Begriff der Dogmatik38 hier insofern weit verstanden werden, 
als auch aus der (Selbst-)Beobachtung gewonnene Begrifflichkeiten etwa der 
Rechtsphilosophie oder Rechtstheorie umfasst sind,39 soweit diese argumen-

                                                           
34 Zur Beobachtungen zweiter Ordnung, die es ermöglicht, die Bedingungen der Be-

obachtung erster Ordnung, hier also der rechtswissenschaftlichen und -dogmatischen 
Behandlung der Fragestellung, zu erkennen, N. Luhmann, Die Gesellschaft der Gesell-
schaft, 1997, S. 93, 144, 313, 375, 766 f., 846, 1117 ff.; H. von Foerster/B. Pörksen, Wahr-
heit ist die Erfindung eines Lügners, S. 114 ff.; vgl. auch R. Christensen/H. Kudlich, Ge-
setzesbindung, S. 133 ff.; auf die häufig eingenommene Teilnehmer- statt Beobachterper-
spektive der Rechtswissenschaft bei dogmatischen Fragen hinweisend O. Lepsius, Prob-
lemzugänge im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstrefle-
xion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 73 f. 

35 Zum Gedanken der Selbstthematisierung von Argumentationen, wobei argumentati-
onstheoretische Betrachtungen im Wege „mitarbeitender Reflexion“ erfolgen müssen, R. 
Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 211; vgl. auch die Frage nach der „Figur des 
‚teilnehmenden Beobachters“ bei H. Rottleuthner, Methodologie und Organisation der 
Rechtswissenschaft, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 212 mit Fn. 24. 

36 H. von Foerster/B. Pörksen, Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 118; R. 
Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 153. Vgl. zu den möglichen Erkenntnisge-
winnen durch entsprechende Beobachtungen, aber auch den Grenzen N. Luhmann, Die 
Gesellschaft der Gesellschaft, S. 1118 f.; ferner H. von Foerster/B. Pörksen, Wahrheit ist 
die Erfindung eines Lügners, S. 116; das Fehlen der klaren Trennung in der Rechtswissen-
schaft bis hin zur Rechtswissenschaftstheorie bemängelt H. Rottleuthner, Methodologie 
und Organisation der Rechtswissenschaft, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), 
Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 212 ff. 

37 M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (50 f.); zur Spannungslage der 
Rechtswissenschaft zwischen innerhalb des Rechtssystems weniger anschlussfähigen 
Fremdbeschreibungen und dem eingeschränkteren Erkenntnishorizont der Selbstbeschrei-
bung H.-H. Trute, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 115 (121 ff.); zum Auseinanderfallen 
von tatsächlichem und vorgegebenen Vorgehen bei der Rechtsanwendung R. Christen-
sen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 52 ff. 

38 Zur Geschichte des Begriffs und seiner Entwicklung in der Rechtswissenschaft P. 
Lassahn/T. Steenbreker, JR 2015, 553 ff. 

39 Eine Ebenendifferenzierung, die Dogmatik von der Beobachterperspektive der (u.a.) 
Rechtstheorie unterscheidet, trifft etwa H. Schulze-Fielitz, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 
11 (34); eine (kritische) Darstellung findet sich auch bei A. Somek, Rechtliches Wissen, 
S. 106 ff. 
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tativ auf Entscheidungsfragen bezogen werden.40 Er wird hier also als Chiffre 
verstanden für all diejenigen rechtswissenschaftlichen Äußerungen, die ent-
sprechend der vielfachen Ausrichtung41 der Rechtswissenschaft auf die Vor-
bereitung (weiterer) Entscheidungen der – im weitesten Sinne verstandenen – 
Praxis, also Bewertungen als rechtmäßig oder rechtswidrig,42 gerichtet sind.43 
Gerade im Hinblick auf diese Ausrichtung der Rechtswissenschaft werden 
strukturelle Defizite hinsichtlich der Selbstreflexion gesehen.44 

Es mag gerade eine Funktion dieser im weiteren Sinn verstandenen Dog-
matik, die Entscheidungen ermöglichen bzw. unterstützen soll, sein, bestimm-
ten Formen der Selbstreflexion entgegenzustehen.45 Die Entscheidungspraxis 
arbeitet mit Begründungen als Ausweis der Rationalität ihrer Entscheidungen, 
die in der (darstellerischen) Ableitbarkeit aus (jedenfalls für die Entscheidung 
nicht hinterfragten) Prämissen besteht. Diese – für die jeweilige Entscheidung 

                                                           
40 So lässt sich auch für die Methodenlehre eine entsprechende Funktion beobachten, 

wenn diese dazu dient, die für das Treffen von Entscheidungen notwendige Fiktion der 
Abgeschlossenheit der Entscheidungsgrundlage herbeizuführen, indem sie die Entschei-
dungspraxis als solche gegen die zum Tragen kommenden Fiktionen infrage stellende 
Erkenntnisse abschirmt, vgl. A. Somek, Rechtliches Wissen, S. 75 ff.; beispielsweise auf 
die Verbindung von „demokratischer Legitimation i. S. d. Art. 20 Abs. 2 GG“ und „demo-
kratietheoretische[m] Hintergrund“ hinweisend A.-B. Kaiser, DVBl. 2014, 1102 (1106); 
vgl. auch die Beobachtungen bei H. Rottleuthner, Methodologie und Organisation der 
Rechtswissenschaft, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 213; kritisch hinsichtlich einer weiten Begriffsverwendung 
O. Lepsius, Problemzugänge im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz 
(Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 60; auf die bestehende Unschärfe 
des Begriffs hinweisend P. Lassahn/T. Steenbreker, JR 2015, 553 (554). 

41 Zu in diese Richtung wirkenden Faktoren M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 
2007, 49 (71 ff.); O. Lepsius, Problemzugänge im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. 
Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 87 ff. 

42 Dies ist nicht so gemeint, dass eine solche Entscheidung jeweils getroffen wird; für 
rechtswissenschaftliche Aussagen ist dies im Sinn der Unterscheidung gemeint, ob eine 
Beobachtung mit einem darauf bezogenen Modell oder Kategorisierungen vereinbar bzw. 
zuordenbar ist oder nicht – soweit entsprechende Modelle nicht rein deskriptiv gemeint 
sind, ohne dass auf einen etwaigen Entscheidungszwang ankäme, vgl. H. Rottleuthner, 
Methodologie und Organisation der Rechtswissenschaft, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-
Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 212 mit Fn. 26, 214; inso-
fern ist auch die „Darlegung [eines rechtlichen] Für und Wider[s]“ seitens der Rechtswis-
senschaft erfasst, vgl. A.-B. Kaiser, DVBl. 2014, 1102 (1105); vgl. zur Behandlung ent-
sprechender Fragen durch die Rechtstheorie N. Luhmann, Selbstreflexion des Rechtssys-
tems, in: N. Luhmann (Hg.), Ausdifferenzierung des Rechts, 1981, S. 430 f., 446. 

43 Vgl. E. Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrechtliche Dogmatik – Eine Zwischenbilanz zu 
Entwicklung, Reform und künftigen Aufgaben, 2013, S. 3 ff. 

44 M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (49, 70). 
45 A. Somek, Rechtliches Wissen, S. 108 ff., 111 f.; M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 

7 2007, 49 (70, 73); O. Lepsius, Problemzugänge im Öffentlichen Recht, in: E. Hilgen-
dorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 75. 
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– „letzten Gründe“46 weisen ein unterschiedlichstes Abstraktionsniveau auf. 
Man denke beispielsweise an (obergerichtliche) Rechtsprechung oder 
„Grunddogmata“47. Ermöglicht Selbstreflexion stets die Frage nach dem 
„Warum“, kann jeder Grund inklusive jeden methodischen Vorgehens in Fra-
ge gestellt werden. Insofern mag sich die Begrenzung von Selbstreflexion als 
Funktionsbedingung eines auf diese Weise arbeitenden Rechtssystems erwei-
sen.48 

Dogmatik stellt Argumentationsfiguren bereit, die entlastend wirken, weil 
sie die Möglichkeit schaffen, Begründungszusammenhänge zu verkürzen.49 
Bezogen auf die nationale Rechtsordnung mag insbesondere das (vermeint-
lich) deduktive Moment dogmatischer Betrachtungen betont werden, d. h. die 
(darstellerische) Ableitung bzw. Ableitbarkeit von Entscheidungsergebnis-
sen50 aus als abstrakter verstandenen Begrifflichkeiten.51 Für die Behandlung 
des Europarechts wird demgegenüber das Herausbilden entsprechender als 
abstrakter verstandener Begrifflichkeiten als dogmatische Aufgabe hervorge-
hoben, dies Verbunden mit der Vorstellung, es handele sich dabei um den der 
Ableitung vorausgehenden Schritt.52 

                                                           
46 Vgl. T. Gutmann, Intra- und Interdisziplinarität: Chance oder Störfaktor?, in: E. Hil-

gendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 96. 
47 E.-W. Böckenförde, Die Eigenarten des Staatsrechts und der Staatsrechtswissenschaft, 

in: E.-W. Böckenförde (Hg.), Staat, Verfassung, Demokratie, 1991, S. 21; zur Kritik an 
entsprechenden Ansätzen etwa R. Christensen/H. Kudlich, Gesetzesbindung, S. 52, 56 f., 
59 ff. 

48 In diese Richtung M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (73 f.); A. Somek, 
Rechtliches Wissen, S. 89. Dies lässt sich auch für die Rechtswissenschaft selbst beobach-
ten, beispielsweise wenn es um die Frage der Begrenzung der Einbeziehung anderer wis-
senschaftlicher Positionen geht, vgl. M. Morlok, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 49 (65). 

49 H. Schulze-Fielitz, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 11 (20); vgl. J. Rückert, Denktra-
dition, Schulbildung und Arbeitsweisen in der ‚Rechtswissenschaft‘ – gestern und heute, 
in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, 
S. 29, 33, 34, 36 f., 49; T. Gutmann, Intra- und Interdisziplinarität: Chance oder Störfak-
tor?, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 
2015, S. 94 ff.; P. Lassahn/T. Steenbreker, JR 2015, 553 (555). 

50 Der Begriff ist nicht auf gerichtliche Entscheidungen begrenzt, sondern auf jede 
Kennzeichnung eines (hypothetischen) Verhaltens oder Zustands als rechtmäßig oder 
rechtswidrig bezogen gemeint. 

51 Beispielsweise E.-W. Böckenförde, Die Eigenarten des Staatsrechts und der Staats-
rechtswissenschaft, in: E.-W. Böckenförde (Hg.), Staat, Verfassung, Demokratie, 1991, 
S. 20; vgl. darauf hinweisend J. Rückert, Denktradition, Schulbildung und Arbeitsweisen in 
der ‚Rechtswissenschaft‘ – gestern und heute, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), 
Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, S. 39, 48; O. Lepsius, Problemzugänge im 
Öffentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 65. 

52 Beschreibend I. Pernice, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 225 (240). 
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Dogmatik ist auf das Erzeugen (potentieller) „letzter Gründe“ bezogen auf 
konkrete Entscheidungen gerichtet.53 Wird im Kontext einer Konstellation 
eine bestimmte Argumentation entwickelt, kann es dazu kommen, dass diese 
Argumentation selbst zum Ausgangspunkt der Argumentation in weiteren 
bzw. anderen Konstellationen wird.54 Damit tritt eine (weitere) Abstraktion 
von den die (ursprüngliche) Begründung bildenden Zusammenhängen ein.55 
Dies mag bisweilen zu überschießenden Verallgemeinerungen führen.56 Vor 
dem Hintergrund der Abstraktion erscheinen die Argumentationen als ihre 
Begründung in sich selbst tragend und damit als (tendenziell) unveränder-
lich.57 Diese gegen Infragestellungen (tendenziell) abzuschirmen, erscheint 

                                                           
53 Wohl offen I. Pernice, Die Verwaltung, Beiheft 7 2007, 225 (240); in begrifflicher 

Hinsicht J. Rückert, Denktradition, Schulbildung und Arbeitsweisen in der ‚Rechtswissen-
schaft‘ – gestern und heute, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 28.; T. Gutmann, Intra- und Interdisziplinarität: Chance oder 
Störfaktor?, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissen-
schaft, 2015, S. 94. 

54 R. Wahl, JZ 2013, 369 (275); den Vorgang und die Entwicklung der Dogmenbildung 
durch Abstraktionen aus Fallvergleichen exemplarisch aufzeigend J. Rückert, Denktraditi-
on, Schulbildung und Arbeitsweisen in der ‚Rechtswissenschaft‘ – gestern und heute, in: E. 
Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, 
S. 26 ff.; P. Lassahn/T. Steenbreker, JR 2015, 553 (556); auf den „Systemanspruch“ deut-
scher Rechtswissenschaft hinweisend O. Lepsius, Problemzugänge im Öffentlichen Recht, 
in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissenschaft, 2015, 
S. 65, 75. Für das Verhältnis von Staatsrechtslehre und Entscheidungspraxis des Bundes-
verfassungsgerichts sind die von der Wissenschaft entwickelten Argumentationen als 
„argumentatives Spielmaterial“ bezeichnet worden, H. Schulze-Fielitz, Die Verwaltung, 
Beiheft 7 2007, 11 (30); diese Charakterisierung dürfte sich auch auf die Entwicklung von 
Argumentationen durch die Wissenschaft übertragen lassen, worauf die Beobachtung, die 
Vielfalt wissenschaftlicher Ansätze könne gut nebeneinander leben, H. Schulze-Fielitz, Die 
Verwaltung, Beiheft 7 2007, 11 (31), hinweist. 

55 J. Rückert, Denktradition, Schulbildung und Arbeitsweisen in der ‚Rechtswissen-
schaft‘ – gestern und heute, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 29, 33, 34 f., 36 f., 39; O. Lepsius, Problemzugänge im Öf-
fentlichen Recht, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechts-
wissenschaft, 2015, S. 57 f., 80 f.; T. Gutmann, Intra- und Interdisziplinarität: Chance oder 
Störfaktor?, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der Rechtswissen-
schaft, 2015, S. 95; beispielsweise E. Franßen, (Un)bestimmtes zum unbestimmten 
Rechtsbegriff, in: W. Fürst/R. Herzog/D. C. Umbach (Hg.), Festschrift für Wolfgang Zeid-
ler, 1987, S. 444. 

56 J. Rückert, Denktradition, Schulbildung und Arbeitsweisen in der ‚Rechtswissen-
schaft‘ – gestern und heute, in: E. Hilgendorf/H. Schulze-Fielitz (Hg.), Selbstreflexion der 
Rechtswissenschaft, 2015, S. 49; U. Ramsauer, Zur Kontrolldichte im Verwaltungsprozess, 
in: D. Heckmann (Hg.), Modernisierung von Justiz und Verwaltung, 2007, S. 88. 

57 Vgl. auch R. Wahl, JZ 2013, 369 (375 ff.); auf das Moment der Dogmatik, in ihrer 
Genese wirksam gewordene Interessenbewertungen durch konkrete Personen zu verschlei-
ern, hinweisend P. Lassahn/T. Steenbreker, JR 2015, 553 (557). Vgl. etwa die Beobachtung 
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169 
Mühlheim-Kärlich-Beschluss  41 
Musterverfahren  314 
 
Nachvollziehende Kontrolle  218 ff., 

355 
Naturschutzrecht  84, 217, 267 
Neue Verwaltungsrechtswissenschaft  

203 
Neutralität  318 
Nichtigkeitsklage  100, 107, 109, 123 
Normative Ermächtigungslehre  190, 

195, 204, 250, 252, 311 
Normenkontrolle  242 
– konkrete  244 
Normenkontrollverfahren  68, 241 
Normvollziehungsanspruch  76, 126 ff., 

131, 322 
 
Objektive Rechtskontrolle  67, 209, 

277, 295, 309, 329 
– Kontrollbreite  315 
Objektives Recht  312, 356 
orbiter dicta  243 
Organisationsrecht  90, 223, 256, 272, 

336, 342, 344, 349, 358, 363, 365 
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Pauschalierung  47, 290, 370 
Pfadabhängigkeit  5, 28, 328, 367 
Planfeststellungsbeschluss  75, 82, 296, 

360 
Planfeststellungsverfahren  229 
Planungsermessen  182 f., 189, 196 ff., 

253 
Planungsrecht  231, 255, 333 
Plaumann-Formel  102, 108, 113, 115 
Politik  97, 139, 261, 291, 300, 320, 

330, 344, 353 
– Einflussnahme auf die Exekutive  89 
Polizeirecht  321, 357 
Popularklage  61 ff., 112, 125 ff., 147 
Positivismus  202 
Postrecht  224 
Präklusion  236, 242, 268, 298, 359 f., 

371 
– Anspruchspräklusion  230 
– Begriff  228 
– echte  230 
– Einwendungspräklusion  230 
– formelle  229 
– materielle  228 ff. 
– Verfassungsmäßigkeit  231 
Präklusionsvorschriften  281, 301 
Presserecht  171 
Prognoseentscheidung  194 
Prokuratorische Rechte  171 
Prozeduraler Grundrechtsschutz  42 
Prozeduralisierung  57, 334, 337, 342 
Prozesskostenhilfe  299 
Prozessökonomie  216 
Prüfungsrecht  195, 334 
 
Recht 
– Determinationskraft  346, 348 
– Funktion  11, 370 
– Funktionsweise  14 
Rechte des Einzelnen  135 
Rechtmäßigkeitskontrolle  269 
Rechtsanwendung  4, 95, 202 
– siehe auch Rechtserzeugung 
– als Erkenntnisakt  187 
Rechtsarbeit  6 
Rechtsbindung  87 
Rechtsdogmatik  siehe Dogmatik 
Rechtserzeugung  87, 202 

Rechtskontrolle  108 
– Asymmetrie  80, 82, 306 ff. 
– Begrenzung  312 
– Effizienz  341 
– Grundannahme  341 
– Kontrollarrangements  363 
Rechtskultur  299, 344 
– siehe auch Verwaltungskultur 
Rechtsordnung  2, 23, 36 
– einheitliches System  23 
– Komplexität  276 
Rechtspolitik  siehe Politik 
Rechtsschutz 
– kohärenter  28, 33 
– lückenloser  104 
– mitlaufender  326 
– präventiver  326 
– Primärrechtsschutz  321 
– repressiver  321, 326 
– selbst vollziehende Normen  105, 

111 
– Trennungsprinzip  25 
– verfahrensabschließende Akte  28, 

38, 45, 57 
– verfassungsrechtliche Absicherung  

68 
– Verlagerung auf andere 

Gerichtsbarkeiten  96, 155 
– Verwaltungsverbund  27 ff., 98 
– Vorrang  317 
– Wahrnehmungslenkung  36 
Rechtsschutzinteresse  127 
Rechtsschutzsystem  21 
– Verfremdung  324 
Rechtssicherheit  232 
Rechtsstaat  339, 343, 351 
Rechtsstaatsprinzip  334 
Rechtstheorie  189, 191, 193, 201 ff., 

258 
Rechtsvergleich  23, 248, 250 f., 258, 

280, 317, 319, 328 
Rechtswissenschaft  206, 247, 362 
– siehe auch Vorverständnis 
– Anschlussfähigkeit  14 
– argumentativer Rückgriff auf das 

Europarecht  31 f., 99, 117, 129, 132, 
143, 173, 220, 253, 255, 258, 273 ff., 
291, 293, 345 ff., 349, 368 
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– Aufmerksamkeitslenkung  4 f., 37, 
51, 99, 106, 117, 120, 126, 140, 157, 
173, 225, 231, 243, 258, 280, 300, 
368 

– Ausdifferenzierung  36 
– Ausrichtung  4, 8, 369 
– Außenorientierung  309 
– Entscheidungswissenschaft  15 
– Perspektivabhängigkeit  43, 50, 54, 

58, 60, 103, 109, 114, 121, 124, 
127 ff., 134, 136, 144, 161, 167, 
174 ff., 241, 250, 257, 276, 317 ff., 
336, 347, 367 

– Rechtsnormorientierung  371 
Referenzgebiet  117, 154, 367 
Reflexion  6, 275, 349 
– Unsicherheit  318 
Regelungszusammenhang  363 
Regulierungsbehörde  199 
Regulierungsermessen  155, 183, 

198 ff., 271 
Regulierungsrecht  199 
Regulierungsverbund  22, 27, 200, 

272 f. 
Repräsentationsgedanke  171 
Richter  206, 217 
– Arbeitsvorbereitung  210 
– Selbstverständnis  19, 315 f. 
– Wissen  221 
Richterliche Unabhängigkeit  86 
Richterrecht  19, 30, 70, 78 
Richtlinie  34, 101, 114, 163, 323 
– Schutzziele  150 
– subjektive Rechte  117, 133 
– unmittelbare Wirkung  119, 123, 

135, 151 
– Wirkung zulasten Privater  119 
Risikorecht  211 
Risikovorsorgerecht  198 
Rücksichtnahmegebot  79 
Rügeobliegenheit  182, 278, 300 f., 365 
– siehe auch Darlegungserfordernis 
Rundfunkrecht  96, 359 
 
Sachverständige  211, 253, 318 
Safe-Harbour-Entscheidung  112 
Schutznormtheorie  71 f., 78 ff., 126, 

128, 130, 132, 145, 148, 167, 169 

– Anwendung auf europäisches Recht  
134 

– Berücksichtigung des Realbereichs  
80 

– Entwicklung  79 
– Ergänzung  141 
– Grundrechte  72 
– Kasuistik  82 
– Modifikation  141, 152, 171 
– Situationsvorbehalt  81 
Selbstbeobachtung  7 
Selbstbindung  227 
Selbstreflexion  4 ff., 12, 367, 370 
Sexualkunde-Entscheidung  190 
Sozialisierung  6, 253 
Sozialstaatsprinzip  188 
Spätkonstitutionalismus  184 
Spill-over-Effekt  22, 56, 143 
Spruchreife  212 
Staatshaftungsrecht  125, 135, 327 
Strafrecht  185, 362 
Strategische Umweltprüfung  238 
Subjektive (öffentliche) Rechte  135, 

137, 141, 144, 163, 230, 239, 269, 
280, 312, 321, 328, 372 

– Adressatenstellung  74 
– Begriff  63, 70 
– einfachgesetzliche  69, 73 
– einstweiliger Rechtsschutz  34 
– Entbehrlichkeit für den 

Gerichtszugang im Europarecht  108, 
115 

– Funktion  61, 149, 154, 174 ff., 287 
– Ideengeschichte  71 
– Normabhängigkeit  65 
– Normprägung  76 
– Rechtsnormorientierung  158 
– Ressourcen allokierende Wirkung  

301, 316, 330 
– Richterrecht  146 
– Richtlinien  123 ff. 
– Situationsvorbehalt  159 
– tatsächliches Moment  65 
– Verfahrensrecht  82 
– verfassungsrechtliche  69 
Subjektivierung 
– funktionale  160, 166 
Subjektivität  205 
Subsumption  346 



434 Sachregister  

Subventionsrecht  116 
Suspensiveffekt  32, 326 
Symmetrische Kontrolle  302 
System  6, 47, 61, 126, 131, 137, 175, 

277, 310 ff., 326, 347 
– Gesamtelastizität  139 
Systembildung  3, 58, 325 
Systemgegensatz  325 
 
Technikrecht  211 
Telekommunikationsgesetz  350 
Telekommunikationsrecht  22, 155, 224, 

271 ff. 
Trianel-Entscheidung  158, 168 
 
Überbau  136, 329 
Übermaßverbot  77 
Ultra-vires-Kontrolle  122 
Umweltrecht  51 ff., 81, 84, 99, 114, 

117 ff., 130, 135, 148, 152 ff., 217, 
231, 267 ff., 281, 291, 295, 319 f., 
359 ff. 

– Gefahrenabwehrnormen  130, 148, 
173 

– Vorsorgenormen  130, 148, 173, 326 
– Zugang zu Umweltinformationen  

23, 119 
Umweltrechtsbehelfsgesetz  53, 58, 118, 

152 ff., 242, 268, 326, 360 
– schutznormakzessorische 

Konzeption  157 
Umweltverträglichkeitsprüfung  46 ff., 

51 ff., 162, 238 
Unbestimmte Rechtsbegriffe  186, 

192 ff., 248 ff., 291, 314, 349 
Ungewissheit  268 
Untätigkeitsklage  99 
Untermaßverbot  77 
Unzuverlässigkeit  357 
 
Vagheit  192, 325 
Verbandsklage  83 ff., 97, 170, 226, 

268, 294, 300, 314, 323 
– europäische Ebene  113 
– Verfahrensanzahl  298 
Verbund  siehe auch 

Verwaltungsverbund 
– der Gerichte  20 

Verfahren  siehe Gerichtliches 
Verfahren, Verfahrensrecht, 
Verwaltungsverfahren 

Verfahrensdauer  41, 295 
– siehe auch Genehmigungsverfahren 
Verfahrenseuphorie  41, 44 f., 334, 367 
Verfahrensfehler  22, 38, 337 
– absolute  51, 56 
– Erheblichkeit  45 
– Fehlerunbeachtlichkeit  38, 45, 52, 

235 ff., 268, 340 
– Heilungsmöglichkeiten  38, 41, 45, 

49 
– Kausalität  40, 52, 55, 83, 164, 213, 

236, 279, 344 
– Nachholungsmöglichkeit  38 
– Unbeachtlichkeit  213 
Verfahrensgedanke  46 
Verfahrensökonomie  45 
Verfahrensrecht  235, 255, 272, 297, 

322, 331 ff., 342, 365 
– siehe auch Verfahrensfehler, 

Verwaltungsverfahren 
– absolutes  38, 83 
– dienende Funktion  37 ff., 47, 56 f. 
– Eigenwert  256 
– Einklagbarkeit  44 
– Entwicklung  39 ff. 
– Fehlerunbeachtlichkeit  40 f., 49 f., 

siehe auch unter Verfahrensfehler 
– gerichtliche Kontrolle  43, 323 
– Grundrechtsschutz durch  42 
– Klagemöglichkeit  55 
– Kompensationsfunktion  43, 331 ff. 
– Komplementärfunktion  333 
– Komplexitätsreduzierung  52 
– Rechtsschutzfunktion  43, 45 
– relatives  38, 83 
– subjektive Rechte  38 f., 52, 82, 239 
Verfassungskonformität  243 
Vergaberecht  114, 116, 154, 296 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz  20, 189, 

213 ff., 220, 257, 261 ff., 278, 313 f., 
316 

– gebundene Entscheidungen  203, 217 
– Handhabung durch EuGH  264 
– Handhabung durch 

Verwaltungsgerichte  264 
– Offensichtlichkeitskontrolle  292 
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– Verfassungsgerichtsbarkeit  215 
– verrechtlichende Wirkung  263 
Verkehrszeichen  74 
Verletztenklage  61 ff., 68 
Verordnung  101, 104 f., 109, 114 
Vertragsverletzungsverfahren  118 
Verwaltung  siehe Exekutive 
Verwaltungsakt 
– belastender  74 
Verwaltungsentscheidung 
– gerichtliche Verfahren  313 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 
– siehe auch Gerichte, Gerichtliches 

Verfahren 
–  Dispositionsbefugnis, fehlende  91 
– Arbeitsbelastung  298 
– Aufgabe  66 
– Belastung  300, 358 
– demokratische Legitimation  85 
– Effizienz  343 
– Entwicklung  66 
– faktische Belastung  338 
– Fehlerunbeachtlichkeitsvorschriften, 

Umgang mit  236 
– Funktion  125, 310, 313, 324 
– Funktionengegensatz  125, 133, 137, 

207 
– Funktionenkonvergenz  133, 139, 

160, 179, 324 ff. 
– Funktionsgrenze  193, 223 
– Gesetzesakzessorietät der Kontrolle  

92 
– Gestaltungsaufgabe  360 
– Gestaltungsmöglichkeit  327 
– Initiativbefugnis, fehlende  93, 309, 

312 
– Komplexitätsreduzierung des 

Verfahrensstoffes  300 
– Konkretisierungsleistung  218 
– Kontrollaufwand  358 
– Kontrollfunktion  67, 137 
– Kontrollgegenstand  353 
– Kontrollkompetenz  342 
– Kontrollmaßstab  225, 353 
– Kontrollpraxis  349, 350 
– Kontrollprogramm  226 
– Leitbild  207 
– Mehrbelastung  296 ff. 

– Nacharbeiten der 
Verwaltungsentscheidung  218, 323 

– Organisation  314 
– Organisationseinheitlichkeit  363 
– Prozessstoffausweitung  296 
– Prozessstoffreduktion  282 
– Rechtsschutzfunktion  67, 127, 129, 

138, 324 
– Reserveverwaltung  304 
– Sachverhaltskonstruktion  301 
– Selbstentscheidung  276 
– Selbstverständnis  234 
– System, stimmiges  311 ff., 325 
– Überforderung  338 
– Überfremdung  314 
– Überlastung  84, 157, 274, 295 ff., 

324 
– Unabhängigkeit  91 
– ursprüngliche  362 
– Vertrauen  299 
– Vorgehen  204 
– Wissen  351 
– Zurückverweisungsverbot  212 
Verwaltungskultur  23 
Verwaltungsrecht 
– Konstitutionalisierung  37, 70, 73, 

74, 79 
Verwaltungsverbund  2, 25 ff., 58, 122 
– Rechtsschutz  27 ff., 98, 122 
Verwaltungsverfahren  siehe auch 

Verfahrensrecht 
– Beschleunigung  359 
– Komplexität  42 f. 
– kooperative  26 
– Maßstabsgenerierung  268 
– mehrstufige  26, 28 
Verwaltungsvorbehalt  194 
Verwaltungsvorgänge  242 
Verwaltungsvorschrift  280 
– normenkonkretisierende  120, 227, 

353 
Volkswille  88, 94 
Vollzugsdefizit  118, 178, 291 
Vollzugsföderalismus  363 
Vorabentscheidungsverfahren  25, 105, 

107, 244, 260, 279 
Vorlageermessen  245 
Vorlagepflicht  244 
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Vorverständnis  3, 5, 50, 152, 174 ff., 
284, 367 ff., 371 f. 

 
Wasserrecht  267 
Wells-Entscheidung  163 
Wettbewerbsrecht  43 f., 96 
Wirtschaftsrecht  135, 267 
Wissen  216, 221 f., 256, 346, 351, 353, 

358, 361 
– Prognosewissen  222 
– Realbereichswissen  222 
– Sachverhaltswissen  222 

– Unsicherheit  222 
Wissensgesellschaft  58 
Wissenstheorie  202 
Wissensverarbeitung  199 
 
Zentralbank  357 
Zielvereinbarung  227 
Zivilrecht  71, 185, 300, 346 
Zulässigkeit  54, 58, 164, 175, 269 
Zweckmäßigkeit  213, 315, 327 
Zweitentscheidung  314 
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